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Pflege live – Würde offline? Wenn Likes wichtiger werden als Menschenwürde 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Im Mai 2025 wurden drei Pflegekräfte einer Dortmunder Intensivstation vom Dienst freigestellt, 
nachdem sie während ihrer Schicht auf TikTok live gestreamt hatten. In den Videos waren 
anscheinend Alarme von Beatmungsgeräten zu hören. Der Fall hat bundesweit eine Debatte 
über die Vereinbarkeit von Social-Media-Nutzung im Pflegekontext mit dem Schutz der Men-
schenwürde, der informationellen Selbstbestimmung und der Patientensicherheit ausgelöst.1 
2 3 
 
Livestreams aus Pflegeeinrichtungen oder Krankenhäusern können tief in die Grundrechte von 
Patientinnen und Patienten eingreifen – insbesondere in das Recht auf Datenschutz, auf kör-
perliche und seelische Unversehrtheit sowie auf Achtung der Privatsphäre. Besonders gefähr-
det sind vulnerable Gruppen wie Menschen mit Demenz, psychischen Erkrankungen oder in 
palliativer Versorgung.  
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 5745 mit Schreiben 
vom 22. Juli 2025 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern 
beantwortet. 
 
 
  

 
1 Daniel Schmitz, WDR: Dortmunder Pflegerinnen wegen TikTok-Videos freigestellt, 09.05.2025, ab-
gerufen unter: https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/dortmunder-pflegerinnen-freigestellt-tiktok-vi-
deo106.html (letzter Zugriff: 26.05.2025). 
2 Laura Otten, Westfälischer Anzeiger: Schwere Vorwürfe nach TikTok-Stream auf Intensivstation – 
Pflegekräfte „umgehend freigestellt“, 17.05.2025, abgerufen unter: https://www.wa.de/nordrhein-westfa-
len/schwere-vorwuerfe-nach-tiktok-stream-auf-intensivstation-pflegekraefte-umgehend-freigestellt-

93730674.html (letzter Zugriff: 26.05.2025). 
3 Tim Ruben Weimar, Ruhr Nachrichten: Livestreams auf der Intensivstation Hüttenhospital zieht jetzt 
Konsequenzen für die Pflegerinnen, 20.05.2025, abgerufen unter: https://www.ruhrnachrichten.de/dort-
mund/livestreams-auf-der-intensivstation-huettenhospital-zieht-jetzt-konsequenzen-fuer-die-pflegerinnen-

w1034411-2001665650/ (letzter Zugriff: 26.05.2025). 
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1. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung über Fälle von Livestreams oder ver-
gleichbarer Social-Media-Nutzung durch Pflegekräfte während des Dienstes in 
medizinischen und pflegerischen Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen seit 2022, 
insbesondere im Hinblick auf mögliche Datenschutzverstöße? 

 
Für den Bereich der pflegerischen Einrichtungen hat die Landesregierung für den Zeitraum ab 
2022 lediglich einmal Anfang des Jahres 2022 durch ein Mitglied des „Kooperationsgremiums 
zur Entbürokratisierung der Pflegedokumentation“ Kenntnis von möglichen Datenschutzver-
stößen erhalten. Für Nordrhein-Westfalen ging es bei dem konkreten Einzelfall um die Veröf-
fentlichung eines kurzen Videos einer Pflegeperson in dem sozialen Medium TikTok. Aller-
dings wurde in dem hier bekannt gewordenen Video lediglich Personal gefilmt, das den Ar-
beitsalltag in der Pflegeeinrichtung unter Kollegen nachgestellt hat, ohne Dritte/zu pflegende 
Personen zu zeigen. Dennoch wurde der Fall unverzüglich an die zuständige Wohn- und Teil-
habegesetz (WTG) -Behörde (Heimaufsicht) für eine konkrete ordnungsrechtliche Nachverfol-
gung im Rahmen der WTG-Aufsicht und Prüfung entsprechender Konsequenzen im Einzelfall 
zugeleitet. 
 
Aus dem Krankenhausbereich sind zwei Fälle bekannt. Unmittelbar nach Bekanntwerden der 
Vorwürfe wurde eine Prüfung durch die zuständigen Aufsichtsbehörden im Rahmen der Kran-
kenhausaufsicht eingeleitet. Im Rahmen der Krankenhausaufsicht wird insbesondere über-
prüft, ob im Krankenhaus ausreichende Verfahrensanweisungen zum Schutze der Pri-
vatsphäre der Patientinnen und Patienten im Hinblick auf Bild- und Tonaufnahmen bestehen. 
In diesem Zusammenhang wurde ebenfalls der in der Anfrage geschilderte Einzelfall einer 
genauen Prüfung unterzogen. Hier kam die zuständige Bezirksregierung Arnsberg zu dem 
Ergebnis, dass im Rahmen der Krankenhausaufsicht keine Verstöße des Krankenhausträgers 
gegen gesundheitsrechtliche und datenschutzrechtliche Normen festzustellen sind. 
 
Die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit NRW kann mitteilen, dass ihr 
dazu Fälle bekannt sind. Hierbei handelt es sich teilweise um nicht abgeschlossene Beschwer-
deverfahren und Meldungen der Arbeitgeber nach Art. 33 Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO). Aus datenschutzrechtlicher Sicht knüpfen die Regelungen der DS-GVO nicht an Dienst-
zeiten oder ein bestimmtes Arbeitsverhältnis an, sondern gelten für jede Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten, sofern sich diese unter Art. 2 DS-GVO subsumieren lässt.  
 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung die Auswirkungen solcher Livestreams auf die 

Grundrechte von Patientinnen und Patienten – insbesondere auf das Recht auf 
Datenschutz, die informationelle Selbstbestimmung sowie die Wahrung der Men-
schenwürde? 

 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Nutzung von Social Media generell in den letzten Jah-
ren stark zugenommen hat und Plattformen bietet für Kommunikation, Information und Unter-
haltung. Die Integration dieser Technologien in den Pflegealltag bringt jedoch zugleich neue 
ethische und rechtliche Herausforderungen mit sich. So können Livestreams oder vergleich-
bare Social-Media-Nutzung erhebliche Auswirkungen auf die Grundrechte der Bewohnerinnen 
und Bewohner in Pflegeeinrichtungen haben, gerade wenn sie missbräuchlich eingesetzt wer-
den. Insofern ist eine sorgfältige Abwägung insbesondere grundrechtlicher Positionen im Ein-
zelfall erforderlich. 
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3. Welche Maßnahmen plant die Landesregierung, um Pflegeeinrichtungen und 
Krankenhäuser für die Risiken solcher medialen Praktiken zu sensibilisieren, um 
somit den Schutz vulnerabler Gruppen sicherzustellen? 

 
4. Wie will die Landesregierung sicherstellen, dass bestehende Datenschutzvorga-

ben (z.B. nach DSGVO und Landesdatenschutzgesetz) im Pflegealltag auch im 
Hinblick auf neue digitale Kommunikationsformen konsequent eingehalten und 
damit einhergehend kontrolliert werden? 

 
Aus Gründen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 3 und 4 gemeinsam beantwortet.  
 
Nach Bekanntwerden des Einzelfalls in einer Pflegeeinrichtung Anfang 2022 (vgl. Antwort zu 
Frage 1) wurde das Thema konkret aufgegriffen und umgehend mit den fünf zuständigen Auf-
sichtsbehörden nach dem WTG (Bezirksregierungen) intensiv erörtert. Im Nachgang wurden 
Informationen zu dem Thema zur Verfügung gestellt, um diese mit den 53 WTG-Aufsichtsbe-
hörden bei den Kreisen und kreisfreien Städten aufgreifen zu können. Die Heimaufsichten 
verstehen sich insoweit auch als Beratungsinstanzen, die Einrichtungen im Rahmen ihrer Prüf-
tätigkeit sensibilisieren und u.a. darauf hinwirken können, dass auch Leitungskräfte präventiv 
tätig werden und ihre Mitarbeitenden informieren und kritische Situationen prüfen.   
 
 Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) hat das Thema bereits als Ta-
gesordnungspunkt für die nächste Dienstbesprechung mit den Bezirksregierungen vorgese-
hen und wird es dort erneut aufgreifen. Dabei sollte auch weiterhin vermieden werden, Ein-
richtungen hier unter einen Generalverdacht zu stellen. Denn grundsätzlich ist davon auszu-
gehen, dass die Mitarbeitenden für die Thematik sensibilisiert sind. So sind für die seit 2020 in 
Kraft getretene generalistische Pflegeausbildung die Pflegeschulen verpflichtet, schulinterne 
Curricula zu erstellen. In Nordrhein-Westfalen werden die Rahmenpläne gemäß § 53 Pflege-
berufegesetz (PflBG) den Pflegeschulen zur Erstellung schulinterner Curricula empfohlen. In 
der Pflegeausbildung ist der verantwortungsvolle Umgang mit digitalen Medien, Datenschutz 
und Persönlichkeitsrechten ein Querschnittsthema, das sich durch verschiedene Kompetenz-
bereiche der Rahmenlehrpläne zieht. Die Auszubildenden werden für die Wahrung der Ver-
traulichkeit, den Schutz der Persönlichkeitsrechte und die professionelle Kommunikation sen-
sibilisiert. Diese besondere rechtliche und berufsethische Verantwortung in der beruflichen 
Pflege wird bereits im ersten Ausbildungsdrittel thematisiert und im weiteren Ausbildungsver-
lauf vertieft.  
 
Zudem werden die Mitarbeitenden des betreffenden Krankenhauses zum Zeitpunkt der Ar-
beitsaufnahme in alle relevanten Gesetze eingewiesen und über Folgen bei diesbezüglichen 
Verstößen aufgeklärt. Ferner finden regelmäßige Informationen und Sensibilisierungen zum 
Datenschutz statt.  
 
Grundsätzlich sollte aus Sicht der Landesregierung unter Berücksichtigung der Privatsphäre 
der Patientinnen und Patienten von privaten Foto-/Filmaufnahmen in den Räumlichkeiten von 
Krankenhäusern abgesehen werden. Die konkrete Umsetzung der gesetzlichen Regelungen 
haben im Einzelfall die Krankenhausträger für Ihre Einrichtungen vorzunehmen. 
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5. Inwiefern plant die Landesregierung, gemeinsam mit Trägern, Pflegekammer 
NRW, Berufsverbänden, Datenschutzbeauftragten und Patientenschutzorganisa-
tionen verbindliche Leitlinien oder gesetzliche Regelungen zur Nutzung von 
Social Media im pflegerischen Kontext zu entwickeln oder bestehende Regelun-
gen zu verschärfen? 

 
Derzeit bestehen für den Pflegebereich keine konkreten Planungen. Da das Thema alle rele-
vanten Akteure betrifft und eine Vernetzung und Sensibilisierung wichtig ist, nutzt das MAGS 
bereits eines seiner Gremien (Arbeitsgemeinschaft nach § 17 WTG), um das Thema zu be-
handeln und wird es auch bei der nächsten Sitzung erneut als Tagesordnungspunkt diskutie-
ren. 
 
Die aktuell bestehenden gesetzlichen Regelungen im Krankenhausbereich werden von der 
Landesregierung grundsätzlich als ausreichend angesehen. Einzelne Verstöße bei menschli-
chem Versagen können aber nicht mit letzter Sicherheit ausgeschlossen werden.  
 
Für den Krankenhausbereich wird das MAGS den Landesausschuss nach § 15 Krankenhaus-
gestaltungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen nutzen, um die Beteiligten für das Thema 
bei einer der nächsten Sitzungen zu sensibilisieren. 


